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Die schlechte Sicherheitslage, organi-
satorische Schwierigkeiten und Geldman-
gel haben im Mai dazu geführt, dass die 
Parlamentswahlen in Afghanistan auf den 
18. September verschoben wurden. Geld-
mangel? Täglich fließen 7 Millionen Dol-
lar Hilfsmittel in das Land am Hindukusch. 
Seit 2002 hat die Welt mehr als 35 Milli-
arden Dollar Entwicklungshilfe für Afgha-
nistan bereitgestellt: um den Aufbau der 
Polizei zu finanzieren, um neue Straßen 
und Brücken zu bauen, um Schulen und 
Kliniken zu errichten, um die Energie- und 
Trinkwasserversorgung zu verbessern und 

um die Bevölkerung mit Nahrung und 
Medikamenten zu versorgen. Darüber hi-
naus sollen Hunderte Millionen von Dollar 
in Taliban-Aussteigerprogramme fließen. 
Dennoch kommt der Wiederaufbau nur 
schleppend voran. Korruption ist in Afgha-
nistan weit verbreitet; nach Angaben der 
UN summierten sich die Schmiergelder 
allein im vergangenen Jahr auf 2,5 Milli-
arden Dollar. Das andere große Problem 
ist die allgegenwärtige Gewalt – so manche 
neugebaute Stromleitung ist schon wieder 
zerstört, so manche Schule wegen der 
Sicherheitslage wieder geschlossen.

Aga Khan: Oberhaupt der Ismailiten, einer 
islamisch-schiitischen Glaubensgemeinschaft; 
er unterstützt durch ein privates Entwicklungs-
hilfenetzwerk mehrere Entwicklungshilfeprogramme  
Quelle: Ministry of Finance, Afghanistan
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Afghanistan: USA geben am meisten
So viele Millionen Dollar Entwicklungshilfe spendeten diese Länder 
und Organisationen zwischen 2002 und 2009 für den Wiederaufbau 
in Afghanistan

Vereinigtes 
Königreich 1.546

Japan 990
Kanada 898
Niederlande 715
Indien 662
Deutschland 584
Schweden 430
Iran 341
Norwegen 324
Restliche Länder 1.622

 Insgesamt
35.450

Andere Länder
8.112

Organisationen
und weitere

Quellen
3.921

USA
23.417

Europäische Union 1.576
Weltbank 1.364
Asian 
Development Bank 618

Vereinte Nationen 182
Aga Khan 73
Islamic 
Development Bank 5

Weitere Quellen 103

Behinderte Jugendliche: Berufsbil-
dungswerke bilden junge Menschen mit 
Behinderung in anerkannten Ausbil-
dungsberufen aus. Anschließend kön-
nen die Jugendlichen eine qualifizierte 
Tätigkeit ausüben und verdienen deut-
lich mehr als ohne Lehre. Entsprechend 
sind die für die Förderung ausgege-
benen Mittel der Bundesagentur für 
Arbeit gut an gelegt. Seite 2

Bildung & Ausbildung: In der Schu-
le sind Mädchen meist erfolgreicher als 
Jungen. Bei der Suche nach einem Aus-
bildungsplatz haben Sie deshalb mehr 
Möglichkeiten. Im Studium liegen sie 
mit Männern mittlerweile gleichauf, bei 
Professuren sind sie aber noch immer 
deutlich in der Minderheit. Seite 3

Energieversorgung: Das neue Ener-
giekonzept der Bundesregierung ist ein 
wichtiger Fahrplan. Schließlich ist die 
Energieversorgung eines Industrielands 
von großer Bedeutung für die gesamt-
wirtschaftliche Entwicklung. Doch die 
Regierungspläne haben auch einige 
Schwächen. Seite 4-5

Osteuropa: Die Finanz- und Wirt-
schaftskrise hat die EU-Länder in Ost-
europa unterschiedlich hart getroffen. 
Die einen müssen vor allem die Ver-
schuldung abbauen, die schon zuvor 
ausgeufert war. Die anderen müssen 
Wege finden, den zuletzt stark ge-
schrumpften Export wieder auf Wachs-
tumskurs zu bringen. Seite 6-7

Volksfeste: Die Münchner Wiesn als 
größtes deutsches Volksfest feiert in 
diesem Jahr ihr 200. Jubiläum. Doch 
auch viele andere Veranstaltungen die-
ser Art sind Besuchermagnete – rund 
178 Millionen Menschen verlustierten 
sich im vergangenen Jahr auf mehr als 
12.000 Jahrmärkten und Kirmesveran-
staltungen. Seite 8
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Lernen für ein selbstbestimmtes Leben
Behinderte Jugendliche

Die Berufsbildungswerke bilden 
junge Menschen mit Behinderung in 
anerkannten Ausbildungsberufen aus, 
sodass sie anschließend eine qualifi-
zierte Tätigkeit ausüben können. Die 
für die Förderung ausgegebenen Mit-
tel der Bundesagentur für Arbeit sind 
deshalb gut angelegt.*)

Nach wie vor haben es viele Jugend-
liche schwer, einen geeigneten betrieb-
lichen Ausbildungsplatz zu finden – ob-
wohl es in der Summe inzwischen mehr 
Angebote als Bewerber gibt. Denn die 
Anforderungen an Auszubildende und 
Beschäftigte sind in den vergangenen 
Jahrzehnten deutlich gestiegen.

Seit langem ist deshalb die mangeln-
de Ausbildungsreife von Schulabgängern 
ein heißes Thema. Jedes Jahr benötigt 
gut jeder Dritte staatliche Förderung 
beim Übergang von der Schule in die 
Ausbildung.

Ungleich schwieriger ist es aber noch 
für junge Menschen mit einer Behinde-
rung oder einer gesundheitlichen Beein-
trächtigung, eine betriebliche Lehrstelle 
zu ergattern. Denn während ihrer Aus-
bildung müssen sie oft intensiv unter-
stützt werden – sie sind zumeist auf 
medizinische, psychologische, pädago-
gische und soziale Hilfen angewiesen. 
Oft ist auch betreutes Wohnen unver-
zichtbar. Betriebe können dies alleine 
nicht leisten.

Als Alternative bietet sich die beruf-
liche Rehabilitation in Berufsbildungs-
werken an (Kasten). Dort werden die 
Jugendlichen einerseits ganzheitlich be-
treut und andererseits in einem aner-
kannten Beruf ausgebildet.

Jedes Jahr beginnen etwa 5.000 Ju-
gendliche eine Ausbildung in einem 
Berufsbildungswerk. 

Diese Azubis sind körperlich oder gei-
stig beeinträchtigt. Sie verfügen 
meist auch über eine vergleichs-
weise schwache schuli sche Vor-
bildung. Etwa 40 Prozent bringen 
keinen Hauptschulabschluss mit.

Die Erstausbildung eines jun-
gen Menschen im Berufsbil-
dungswerk kostet die Gesell-
schaft viel Geld: Durchschnitt-
lich sind 120.000 Euro nötig, um 
einen behinderten Jugendlichen 
erfolgreich beruflich zu qualifi-
zieren. Diese finanziellen Mittel 
sind jedoch gut angelegt, wie 
eine Studie des Instituts der 
deutschen Wirtschaft Köln be-
legt (Grafik): 

Jedem dritten Absolventen 
gelingt der Einstieg in eine 
sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung unmittelbar im 
Anschluss an die Ausbildung. 

Doch auch jene Abgänger, die 
ihre erste Stelle im neu erlernten 
Beruf länger suchen müssen, 
werden in der Regel fündig: So 
haben inzwischen 70 Prozent 
derjenigen, die das Berufsbil-
dungswerk vor 10 bis 15 Jahren 

verlassen haben, einen festen Job. Men-
schen mit ähnlichen Benachteiligungen, 
aber ohne eine abgeschlossene Ausbil-
dung arbeiten deutlich seltener: Hier ist 
im Durchschnitt nur jeder Zweite er-
werbstätig.

Hinzu kommt, dass die Ausbildung im 
Berufsbildungswerk den jungen Men-
schen mit Behinderungen hilft, ihr Leben 
selbstständig zu gestalten. Sie lernen, sich 
im Alltag zurecht zu finden. Außerdem 
sind die meisten von ihnen nicht mehr auf 
staatliche Förderung angewiesen: 

Die Absolventen verdienen später 
immerhin durchschnittlich mehr als 
1.600 Euro brutto im Monat. Wer 
dagegen keine Ausbildung hat, muss 
sich oft mit einem Job bescheiden, der 
weniger als 1.300 Euro einbringt. 

Die Investition in die jungen Leute 
lohnt sich auch für die Gesellschaft. Jene 
mit Ausbildung leisten mehr als behin-
derte Jugendliche ohne. Wenn der Betref-
fende bis zum Alter von 60 Jahren berufs-
tätig bleibt, erwirtschaftet er in seinem 
Arbeitsleben – bezogen auf die Höhe der 
dafür erforderlichen Fördermittel – eine 
Rendite von knapp 12 Prozent.
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Berufsbildungswerke:
Chance für junge Behinderte
So viel Prozent der Absolventen eines Berufsbildungs-
werks gehen … nach dem Abschluss einer sozialversi-
cherungspflichtigen Beschäftigung nach

direkt

1 Jahr

3 bis 5 Jahre 

6 bis 10 Jahre

11 bis 15 Jahre

Befragung von 1.500 Absolventen und Abbre-
chern der Berufsbildungswerke im Frühjahr 2010
Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln

34,8

58,0

62,5

66,3

70,0

Vgl. Michael Neumann, Werner Lenske, Dirk Werner, Björn 
Hekman: Kosten und Nutzen der beruflichen Rehabilitation 
junger Menschen mit Behinderungen oder funktionalen Beein-
trächtigungen – eine gesamtwirtschaftliche Analyse, Download 
unter: www.iwkoeln.de/studien

*) 

Die 52 privatwirtschaftlich geführ-
ten und in erster Linie von der Bun-
desagentur für Arbeit finanzierten 
Berufsbildungswerke setzen sich für 
die berufliche Integration junger Men-
schen mit Behinderung ein. Diese 
Aufgabe wurde im Neunten Sozial-
gesetzbuch erstmals 2001 ausdrück-
lich verankert. Die Bildungseinrich-
tungen verfolgen ein ganzheitliches 
Ausbildungskonzept, das junge Men-
schen nicht nur befähigt, einen Beruf 
auszuüben, sondern sie vielmehr auch 
auf ein selbstständiges und eigenver-
antwortliches Leben vorbereitet.

Berufsbildungswerke 
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Bildungssystem: 
Strebsame Frauen Bildung & Ausbildung

53,8
53,4
53,4
53,2
53,2
52,9
52,7
52,6
52,1
51,9
51,8
51,7
51,4
51,0
50,8
50,7

40,7

42,7

44,0
43,0

42,7
42,2
48,7
45,4
43,1
44,7
45,3

25,5
21,9
21,6
21,6

19,6
19,5

17,1
16,6

16,0
15,6
15,5

14,8
14,7

14,0
13,7

12,2

45,8
45,7

44,3
42,8

41,8
41,4
41,2
40,8
40,7

39,5
38,9
38,5
38,1
37,9

36,9
35,9

Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen: Schularten 
mit mehreren Bildungsgängen statt Hauptschulen; Gymnasium: Sekundarstufe I
Ursprungsdaten: Statistisches Bundesamt

Schule: Mehr Mädchen an Gymnasien

Brandenburg

Frauenanteile im Schuljahr 2008/09 in Prozent

Berlin

Sachsen-Anhalt

Mecklenburg-Vorpommern
Thüringen
Niedersachsen

Rheinland-Pfalz
Nordrhein-Westfalen
Sachsen
Hessen
Schleswig-Holstein

Baden-Württemberg

Hamburg
Bremen

Bayern

Saarland

Quelle: Statistisches Bundesamt

©
 2

01
0 

IW
 M

ed
ie

n 
•  

iw
d 

37

Unis: Berlin ist Professorinnen-Hauptstadt

Brandenburg

Frauenanteile im Jahr 2008 in Prozent

Bremen
Hamburg

Berlin

Mecklenburg-Vorpommern

Sachsen
Nordrhein-Westfalen

Niedersachsen

Saarland

Bayern

Sachsen-Anhalt

Rheinland-Pfalz

Schleswig-Holstein

Hessen

Baden-Württemberg

Thüringen

Ursprungsdaten: Statistisches Bundesamt
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Ausbildung: Viele Azubinen in Stadtstaaten

Hessen

Frauenanteile im Schuljahr 2008/09 in Prozent

Bremen

Berlin

Brandenburg

Schleswig-Holstein
Niedersachsen

Bayern

Sachsen

Baden-Württemberg

Hamburg

Rheinland-Pfalz
Mecklenburg-Vorpommern

Thüringen

Saarland

Sachsen-Anhalt

Nordrhein-Westfalen

Haupt-
schulenGymnasien

Professuren

Duales System

Deutschland
Gymnasias-
tinnen
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45,9
55,0
46,6
56,0
63,8
56,4
54,1
76,0
52,9
55,4
52,6
76,1
76,0
56,2
76,5
69,7

Berufsfach-
schulen

50,7
47,9
47,8
50,4
49,2
52,6
51,6
49,4
47,9
52,6
48,0
52,1
49,8
52,6
52,2
48,1

Studien-
anfänger

52,3
Haupt-
schülerinnen

44,0

843.615

362.954

Deutschland
Weibliche
Auszubildende

40,6
Schülerinnen an 
Berufsfachschulen

58,9

642.518

300.740

Deutschland
Professorinnen

17,4
Studien-
anfängerinnen

49,6

6.725

196.916

Mädchen sind in der Schule meist 
erfolgreicher als Jungen. Dadurch ha-
ben sie bei der Suche nach einem 
Ausbildungsplatz mehr Möglichkeiten. 
Denn häufig interessieren sie sich für 
Dienstleistungsberufe, für die meist 
die mittlere Reife nötig ist. Im Studium 
liegen Frauen mit Männern hingegen 
gleichauf. Professuren sind allerdings 
zu höchstens einem Viertel mit Frauen 
besetzt.

Schule. An den weiterführenden Schu-
len erzielen die Mädchen in allen Bun-
desländern meist bessere Ergebnisse als 
die Jungen und besuchen daher häufiger 
das Gymnasium. Dementsprechend sind 
Mädchen an Hauptschulen in der Unter-
zahl; und nur gut ein Drittel der Schüler 
an Förder schulen ist weiblich.

Berufsausbildung. Mit ihren höheren 
Schulabschlüssen stehen Frauen mehr 
Ausbildungsgänge an einer beruflichen 
Vollzeitschule offen – beispielsweise 
eine Qualifikation für einen Beruf im 
Gesundheitswesen. In den beruflichen 
Vollzeitschulen sind denn auch knapp 
sechs von zehn Schülern weiblich. Aller-
dings erlernen junge Frauen ihren Beruf 
ebenfalls überwiegend in einem Ausbil-
dungsbetrieb und in einer Teilzeitberufs-
schule. In den Stadtstaaten ist der Anteil 
der Mädchen an den Auszubildenden im 
dualen System am höchsten, in Ost-
deutschland am niedrigsten.

Hochschule. Bis an die Spitze der 
akademischen Laufbahn sind Frauen 
noch nicht so häufig vorgedrungen wie 
Männer. Fast jeder zweite Studienanfän-
ger ist inzwischen zwar weiblich – aber 
nur jeder sechste Professor ist eine Frau. 
Eine Vorreiterrolle nimmt Berlin ein, wo 
bereits jede vierte Professorenstelle mit 
einer Dame besetzt ist. Schlusslicht bei 
den Professorinnenkarrieren ist Schles-
wig-Holstein. Beim weiblichen Akade-
miker-Nachwuchs liegen Mecklenburg-
Vorpommern, Brandenburg und das 
Saarland vorn: In diesen Ländern sind 
mehr als die Hälfte der Studienanfänger 
Frauen.
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Ein Konzept für die Zukunft
Energieversorgung

Eine zukunftsorientierte Energiepoli-
tik muss die Versorgung mit der notwen-
digen Energie sicherstellen, dabei den 
Klimaschutz im Auge behalten und 
gleichzeitig die Wirtschaftlichkeit der 
Energieversorgung verbessern, sodass 
effiziente energieintensive Unternehmen 
in Deutschland wettbewerbsfähig blei-
ben. Das Institut der deutschen Wirt-
schaft Köln hat die Anforderungen, die 
eine solche Politik zu erfüllen hat, in zehn 
Eckpunkten zusammengefasst (Kasten). 

Auch die Bundesregierung sieht auf 
diesem Gebiet Handlungsbedarf und hat 
vor kurzem den Entwurf für ein neues 
Energiekonzept vorgelegt. Darin geht es 
vor allem um die folgenden Themen:

1. Verbrauch und Effizienz
Zunehmender wirtschaftlicher Wohl-

stand ist nicht mehr zwangsläufig mit 
einem zunehmenden Energieverbrauch 
verbunden – deutsche Unternehmen ge-
hen seit Jahren immer effizienter mit 
Strom, Gas und Erdöl um. Das große 
Erwachen kam bereits durch die Ölkrisen 
in den 1970er Jahren, als die Energie-

Die Energieversorgung eines Industrielandes ist von großer Bedeu-
tung für die wirtschaftliche Entwicklung von Unternehmen und ganzen 
Branchen. Letztlich bildet sie eine Basis für den Wohlstand der Gesell-
schaft. Das neue Energiekonzept der Bundesregierung ist somit ein 
wichtiger Fahrplan – wenn auch mit manchen Schwächen.*)

preise steil nach oben kletterten. So 
schneidet die deutsche Industrie im in-
ternationalen Effizienzvergleich inzwi-
schen gut ab:

Um einen Beitrag zum Bruttoin-
landsprodukt im Wert von 1.000 Euro 
zu erwirtschaften, wird hierzulande 
der Energiegehalt von rund 110 Kilo-
gramm Öl benötigt. Damit hat 
Deutschland die fünfthöchste Ener-
gieeffizienz unter den 29 wichtigsten 
Industrieländern. 

Diese starke Position der Bundesrepu-
blik ist nicht selbstverständlich, denn in 
Deutschland sind zahlreiche Industrieun-
ternehmen zuhause, die viel Energie ver-
brauchen. In vielen anderen Ländern gibt 
es derartige Betriebe kaum noch – den-
noch sind diese Staaten im Ranking weit 
hinter Deutschland platziert. Japan etwa 
verbraucht gut 20 Prozent mehr Energie, 
um in der Industrie 1.000 Euro Wert-
schöpfung zu erzielen. 

Insgesamt ist der Energieverbrauch in 
Deutschland von 1991 bis 2009 um fast 
9 Prozent zurückgegangen, während das 
Bruttoinlandsprodukt im gleichen Zeit-

raum real um fast 23 Prozent gestiegen 
ist. Das bedeutet, dass die gesamtwirt-
schaftliche Energieintensität in Deutsch-
land in fast zwei Jahrzehnten um gut ein 
Viertel reduziert wurde. 

In ihrem Energiekonzept hat sich die 
Regierung nun ein sehr ambitioniertes 
Ziel gesetzt: Der Energieverbrauch soll 
in den nächsten zehn Jahren deutlich 
schneller sinken als in den vergangenen 
20 Jahren. Dieser Schuss kann jedoch 
nach hinten losgehen, sowohl in wirt-
schaftlicher als auch in ökologischer 
Hinsicht: Denn energieintensive Bran-
chen könnten abwandern, was zwar den 
hiesigen Energieverbrauch senkt, gleich-
zeitig aber auch der Wirtschaft schadet. 
Zudem dürften sich diese Betriebe in 
anderen Ländern mit viel schlechteren 
Umweltstandards ansiedeln – was dem 
Klima noch mehr schadet.

Energiesparen wird ohnehin ein 
großes Thema bleiben – auch ohne zu-
sätzliche Vorgaben oder bürokratische 
Regelungen von Seiten der Regierung. 
Eine Befragung von 115 Umweltexper-
ten aus Unternehmen durch das Institut 
der deutschen Wirtschaft Köln zeigt, 
dass fast 89 Prozent der Betriebe im 
vergangenen Jahr Maßnahmen zur Stei-
gerung der Energieeffizienz ergriffen 
haben. 

2. Zukunftsperspektiven
Ob Kernenergie, Wind, Wasser oder Bio-
masse – die einzelnen Energieträger ha-
ben sehr individuelle Vor- und Nachteile 
hinsichtlich ihrer Umweltverträglichkeit, 
Versorgungssicherheit und Wirtschaft-
lichkeit. Auch ihre Zukunftsperspektiven 
sind unterschiedlich:

• Mineralöl wird in den kommenden 
Jahren weiterhin einen wichtigen Beitrag 
zur Energieversorgung leisten – besonders 
im Verkehrsbereich. Benzin- und Diesel-
motoren haben im Vergleich zu ihren 
elektrisch betriebenen Konkurrenten noch 
lange die Nase vorn.

Vgl. Hubertus Bardt: Energieversorgung in Deutschland – 
Wirtschaftlich, sicher und umweltverträglich, IW-Positionen 
Nr. 45, Köln 2010, 58 Seiten, 11,80 Euro. Bestellung über Fax: 
0221 4981-445 oder unter: www.iwmedien.de

ab 2010: Prognose
Ursprungsdaten: Netzbetreiber
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Erneuerbare Energien: Zuschüsse für grünen Strom
Anbieter von erneuerbaren Energien erhalten von Netzbetreibern eine
Einspeisevergütung. Diese wird jedoch auf den Strompreis und damit
die Stromverbraucher umgelegt.
Kumulierte Einspeisevergütung für Strom aus erneuerbaren Energien 
in Milliarden Euro 

2000 01 02 03 04 05 06 07 08 09 10 11 12 13 14 15

153,2

131,2

110,8

92,1

75,3

60,7
48,3

38,4
29,4

21,5
15,711,27,65,02,81,2

*) 
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Energiebedarf decken
Die Versorgung mit Energie ist das oberste Ziel der Energiepolitik. Dies soll wirt-
schaftlich, umweltverträglich und sicher geschehen. 
Energieeffizienz fördern
Eine kontinuierliche Verbesserung der Energieeffizienz ist notwendig: Wirtschafts-
wachstum muss nicht zwangsläufig mit steigendem Energieverbrauch einhergehen. 
Kraftwerke erneuern
Ein modernisierter Kraftwerkspark mit hocheffizienten Anlagen für unterschiedliche 
Energieträger leistet einen wichtigen Beitrag zum Klimaschutz.
Abscheidung und Speicherung von Kohlendioxid vorantreiben
Bei der Stromgewinnung aus Kohle wird viel Kohlendioxid frei. Dieses Treibhausgas 
kann jedoch mittels spezieller Anlagen in den Kraftwerken abgefangen und in tiefen 
unterirdischen Gesteinsschichten auf unbegrenzte Zeit eingelagert werden. 
Laufzeiten von sicheren Kernkraftwerken verlängern
Eine Laufzeitverlängerung von Kernkraftwerken, wie sie die Bundesregierung bereits 
anvisiert, kann die Produktion zusätzlicher Treibhausgase vermeiden. Gleichzeitig 
wird auf besonders preiswerte Weise Strom erzeugt.
Effizienz der erneuerbaren Energien steigern
Erneuerbare Energien sind zwar der Schlüssel zu einer langfristigen Energieversor-
gung. Allerdings muss Strom aus Wind und Sonne günstiger werden. Neben dem 
technischen Fortschritt kann hierzu auch die Wahl geeigneterer Standorte beitragen. 
Leitungsinfrastruktur verbessern
Moderne, leistungsfähige Leitungen sind notwendig, um dauerhaft die Versorgungs-
sicherheit mit Strom sicherzustellen.
Wettbewerb auf den Energiemärkten sichern
Funktionierender Wettbewerb ist die Grundvoraussetzung dafür, dass Anbieter eine 
adäquate Leistung erbringen und Verbraucher niedrige Preise zahlen. 
Wirtschaft entlasten
Für den industriellen Stromverbrauch sowie für Industrieanlagen, die dem Emissi-
onshandel unterliegen, sollte die Ökosteuer abgeschafft werden.
Energieforschung ausbauen
Die Ausgaben des Bundes für die Energieforschung sollten zumindest das Niveau 
der 1980er Jahre wieder erreichen.

Zehn Empfehlungen für die Energiepolitik

die für diesen Zweck bereitgestellten 
Mittel als Reaktion auf die beiden Ölkri-
sen der siebziger Jahre bis 1982 auf  fast 
1,5 Milliarden Euro gestiegen, bewegen 
sie sich aktuell auf einem Niveau von 
rund 500 Millionen Euro.

1
2
3
4

5

6

7
8
9

10

• Der Anteil von kohlendioxid-
ärmerem Erdgas an der Strom-
erzeugung wird in den nächsten 
Jahren weiter zunehmen.

• Ohne die Modernisierung 
von Kohlekraftwerken können 
die angestrebten Umweltziele 
nicht erreicht werden – beispiels-
weise die bis zum Jahr 2020 zu 
bewältigende Reduktion der 
Treibhausgasemissionen um  
30 Prozent gegenüber 1990. 

• Die von der Regierung anvi-
sierte Verlängerung der Lauf-
zeiten von Kernkraftwerken um 
durchschnittlich zwölf Jahre si-
chert einen niedrigen Strom-
preis bei gleichzeitiger kohlen-
dioxidarmer Energieversorgung. 

• Erneuerbare Energien sind die Ener-
giequelle der Zukunft – wenn ihre Erzeu-
gungskosten deutlich sinken.

Die Energiepolitik darf sich also auf 
keinen bestimmten Energiemix festle-
gen. Die staatliche Aufgabe besteht eher 
in der Setzung eines fairen Rahmens als 
im Vorschreiben konkreter Technologien.

 
3. Kostenbelastung 

Ökosteuer, Einspeisevergütungen für 
Strom aus erneuerbaren Energien etc. – 
für die energieintensiven Unternehmen 
in Deutschland sind Belastungen, die mit 
dem Energieverbrauch einhergehen, ein 
Wettbewerbshindernis. Denn Betriebe in 
anderen Staaten haben nicht mit derar-
tigen Aufschlägen zu kämpfen. 

Unter Kostengesichtspunkten relevant 
ist auch das Erneuerbare-Energien-Gesetz 
(EEG). So müssen Netzbetreiber Anbie-
tern von Strom aus Sonnenenergie, Wind-
kraft und Biomasse  eine Einspeisevergü-
tung bezahlen – zwischen 2000 und 2010 
kam dadurch eine Summe von knapp 
61 Milliarden Euro zusammen; bis 2015 
werden Aufwendungen von 153 Mil li-
arden Euro erwartet (Grafik Seite 4). 
Durch das EEG sind zudem über Jahre 
hinweg Subventionszahlungen in zwei-
stelliger Milliardenhöhe an die Betreiber 
von Wind- und Solaranlagen festge-
schrieben.

4. Forschung
Ein Stiefkind der Energiepolitik ist die 

Energieforschung – obwohl Innovationen 

rund um effizientere Kraftwerke und die 
zuverlässige Nutzung erneuerbarer Ener-
gien dringend nötig sind. Doch der Bund 
hat seine Ausgaben für die Energiefor-
schung in den vergan genen Jahrzehnten 
deutlich zurückgefahren (Grafik). Waren 

Quelle: Bundeswirtschaftsministerium
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Energieforschung: Der Staat spart schon lange
Zur Energieforschung gehören unter anderem die Forschung an erneuerbaren Energien, Energiespeicherung und
Kraftwerkstechniken für konventionelle Kraftwerke. 
Ausgaben des Bundes für Energieforschung in Millionen Euro
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Wackliger Aufschwung
Osteuropa

Leistungsbilanzsaldo in Prozent des BIP: In der Leistungsbilanz werden grenzüberschreitende Transaktionen in Form von Güterströmen
(Exporte und Importe) sowie Einkommensflüsse erfasst, etwa Gewinnzuflüsse von deutschen Tochterunternehmen im Ausland oder 
Transfers von hier arbeitenden Migranten in ihr Heimatland. Ein negativer Leistungsbilanzsaldo 
geht in der Regel mit einem Importüberschuss (Handelsbilanzdefizit) einher. 
Quelle: Europäische Kommission
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Osteuropäische EU-Staaten: Die Spuren der Krise

Bulgarien

2007 2010 2007 2010 2007 2010 2007 2010

Arbeitslosenquote
in Prozent 

Leistungsbilanz-
saldo in Prozent
des BIP

Öffentlicher
Haushaltssaldo
in Prozent des BIP

Öffentlicher
Schuldenstand
in Prozent des BIP

Tschechien

Estland

Lettland

Litauen

Ungarn

Polen

Rumänien

Slowenien

Slowakei

6,9

5,3

4,7

6,0

4,3

7,4

9,6

6,4

4,9

11,1

7,9

8,3

15,8

20,6

16,7

10,8

9,2

8,5

7,0

14,1

-22,5

-2,6

-17,9

-22,5

-15,1

-6,5

-5,2

-13,6

-4,5

-5,1

-6,0

-0,3

4,9

8,3

2,8

-0,2

-2,8

-4,4

-1,4

-4,5

0,1

-0,7

2,6

-0,3

-1,0

-5,0

-1,9

-2,5

0,0

-1,9

-2,8

-5,7

-2,4

-8,6

-8,4

-4,1

-7,3

-8,0

-6,1

-6,0

18,2

29,0

3,8

9,0

16,9

65,9

45,0

12,6

23,4

29,3

17,4

39,8

9,6

48,5

38,6

78,9

53,9

30,5

41,6

40,8

Wertvolles
Wachstum

Die deutsche Wirtschaft wächst nach 
der Krise stärker als erwartet. Diejenigen, 
die auf das freie Spiel der Marktkräfte 
ohne staatliche Eingriffe setzen, sind von 
steigenden Gewinnen und mehr Produk-
tion begeistert. Doch Kritiker – häufig 
aus dem linken Lager – betrachten die 
Entwicklung skeptisch. Sie befürchten, 
dass Nachhaltigkeit und Generationenge-
rechtigkeit im Aufschwung auf der Stre-
cke bleiben.

Es scheint fast so, als hätten beide 
Gruppen keine Lehren aus der Krise ge-
zogen: Bei den einen ist die kurzfristige 
Gewinnmaximierung und das schnelle 
Geld wieder gefragt. Die anderen verteu-
feln die Marktwirtschaft weiterhin pau-
schal, statt differenziert auch die Fehl-
steuerungen und fehlenden oder falschen 
Anreize zu sehen, für die die politischen 
Institutionen verantwortlich sind.

Beim 13. Wirtschaftsethischen Forum 
in Berlin soll es am 4. Oktober deshalb 
darum gehen, wie nachhaltiges Wachs-
tum zwischen diesen beiden Extrempo-
sitionen gelingen kann. Denn spätestens 
die Finanzkrise hat deutlich gezeigt, dass 
„Wachstum um jeden Preis“ nicht zum 
Ziel führt.

Vielmehr muss unternehmerisches 
Handeln immer auf einem Wertefunda-
ment fußen und eine langfristige Strategie 
verfolgen. Doch müssen der Marktwirt-
schaft Fesseln angelegt werden, um das 
zu erreichen? Welche Verantwortung für 
nachhaltiges Wachstum haben die Unter-
nehmen, was kann die Politik und was 
kann jeder einzelne Bürger tun, um es zu 
unterstützen? All diese Fragen sollen auf 
dem Forum diskutiert werden, das vom 
Institut der deutschen Wirtschaft Köln 
gemeinsam mit der Evangelischen Aka-
demie zu Berlin und der Katholischen 
Akademie in Berlin organisiert wird und 
am Sitz der Bayer Schering Pharma AG 
stattfindet.

Unter anderem werden der Parlamen-
tarische Staatssekretär im Bundesminis-
terium für Arbeit und Soziales, Dr. Ralf 
Brauksiepe, und Dr. Richard Pott, Vor-
standsmitglied der Bayer AG, referieren 
und im Anschluss für Podiums- und Ple-
numsdiskussionen zur Verfügung stehen. 

Anmeldeschluss ist der 24. September 
2010. Weitere Informationen zum wirt-
schaftsethischen Forum:

Prof. Dr. Dominik H. Enste,
Telefon: 0221 4981-730,
www.iwkoeln.de/presse

Die baltischen Staaten hat es während 
der vergangenen Krise von allen Ost-EU-
Staaten am schlimmsten erwischt – nach 
zuvor sehr hohen Wachstumsraten ist ihre 
Wirtschaft stark geschrumpft (Grafik 
Seite 7): 

Im Vergleich zum Vorjahr brach die 
reale Wirtschaftsleistung 2009 in Est-
land um mehr als 14 Prozent, in Litau-
en um rund 15 Prozent und in Lettland 
sogar um 18 Prozent ein. 

Auch in den übrigen osteuropäischen 
EU-Ländern hat die Krise Spuren hinter-
lassen. Denn die Staaten haben vor der 
Rezession in unterschiedlichem Ausmaß 
auf Pump gelebt und sich damit die Kri-
se ins Haus geholt. Vor allem die bal-
tischen Staaten, aber auch Rumänien und 
Bulgarien haben bei niedrigen Zinsen – 
also billigen Krediten – die heimische 
Nachfrage viel stärker als das Angebot 
wachsen lassen. Die Folgen waren eine 
sehr hohe und weiter steigende private 
Verschuldung sowie hohe Fehlbeträge im 
Außenhandel (Tabelle). 

Die globale Finanz- und Wirtschaftskrise hat die neuen EU-Länder 
in Osteuropa unterschiedlich hart getroffen. Die einen müssen nun drin-
gend ihre schon zuvor ausgeuferte Verschuldung abbauen, während die 
anderen vor allem mit den Folgen des eingebrochenen Exports zu kämp-
fen haben. Für manche Länder geht es aber bereits wieder aufwärts.

In Lettland und Bulgarien erreichte 
das Defizit in der Leistungsbilanz, die 
den grenzüberschreitenden Waren- 
und Dienstleistungsverkehr erfasst, im 
Jahr 2007 mehr als ein Fünftel der 
Wirtschaftsleistung.

Das konnte jedoch nur so lange gut 
gehen, wie ausreichend ausländisches 
Kapital verfügbar war, um den Konsum-
hunger zu stillen. Und in der Tat floss vor 
der Krise sehr viel Geld in die neuen EU-
Länder. Nicht zuletzt westeuropäische 
Banken sahen in Osteuropa vielverspre-
chende Zukunftsmärkte, bauten ihre Po-
sition aus – und hatten genügend Kunden, 
die aufgrund niedriger Zinsen und ihres 
Nachholbedürfnisses gegenüber dem 
Wes ten hohe Kredite aufnahmen. Da 
durch den wirtschaftlichen Boom auch 
die Einkommen stark anstiegen, sah es 
eine Zeit lang so aus, als ob die meisten 
Haushalte und Unternehmen ihre  Schul-
den problemlos zurückzahlen könnten. 

Die Situation änderte sich mit der 
globalen Finanzkrise jedoch drastisch: 
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Wackliger Aufschwung
Kapital floss plötzlich aus den 
neuen EU-Ländern ab, die Zin-
sen kletterten und das Wirt-
schaftswachstum sowie die 
Einkommen brachen ein. Die 
Folgen sind nicht nur in Osteu-
ropa bekannt: Kredite konnten 
nicht mehr bedient werden, die 
Banken kamen unter Druck. 

Lettland sowie Rumänien 
und Ungarn erhielten in der 
Hochphase der Krise zeitweise 
sogar fast gar keine Mittel mehr 
auf den internationalen Kapi-
talmärkten, weil die auslän-
dischen Investoren sich sorgten, 
dass sie ihr Geld möglicherwei-
se nicht vollständig zurückbe-
kommen würden.  

Polen hingegen kam relativ 
unbeschadet durch die turbu-
lente Zeit. Zwar gingen im ver-
gangenen Jahr die Lieferun gen 
an das Ausland um nominal 
rund 17 Prozent zurück. Doch 
Polens Binnenmarkt ist groß 
und funktionierte auch in der 
Krise gut. Zudem ist die Ex-
portquote des Landes mit rund 
30 Prozent nur etwa halb so 
hoch wie die tschechische, slo-
wakische, ungarische und slo-
wenische. Außerdem hatte sich 
Polen vor der Krise nicht über-
mäßig verschuldet und ist bei 
der Kapitalflucht der Investoren 
aus Osteuropa glimpflicher da-
vongekommen. Demzufolge 
hat das Land auch kaum mit 
steigenden Arbeitslosenzahlen 
zu kämpfen – die Quote bleibt 
EU-Prognosen zufolge in die-
sem Jahr konstant bei rund 9 Prozent. 

Die Arbeitslosenquoten der bal-
tischen Länder dürften sich im Jahr 
2010 hingegen auf 16 bis gut 20 Pro-
zent erhöhen. 

Aber auch der Slowakei prognostiziert 
die EU-Kommission mit einer Quote von 
rund 14 Prozent viele Arbeitslose. Dies 
hängt unmittelbar mit der Euro-Mitglied-
schaft des Landes zusammen: Die Slo-
wakei kann seit 2009 ihre Währung nicht 
mehr abwerten, was die Exporte billiger 
machen würde – und das Land wettbe-
werbsfähiger. Vielmehr mussten die slo-

wakischen Unternehmen, als die Nach-
frage zurückging, die Löhne senken und 
zumindest vorübergehend ihre Beleg-
schaften reduzieren. 

Immerhin zeigen sich in einigen Län-
dern bereits leichte Erholungstendenzen. 
Der Aufschwung steht allerdings auf 
etwas wackligen Beinen, da noch gegen-
sätzliche Kräfte wirken: 

Steigende Exporte. Der Welthandel 
ist wieder in Gang gekommen – und mit 
ihm legen auch die Ausfuhren der Ost-
europäer erneut zu. Spiegelbildlich zur 
Krisenphase profitieren davon die stark 

export- und industrieorien-
tierten Länder in besonderem 
Maße, zumal wenn ihre Wäh-
rung infolge der Krise abge-
wertet wurde. Dies gilt etwa für 
Tschechien, Ungarn und Polen.

Schwache private Binnen-
nachfrage. Die privaten Kon-
sumausgaben und Investitionen 
dürften in den meisten osteuro-
päischen EU-Staaten nur recht 
schwach wachsen und teilweise 
sogar noch weiter zurückgehen. 
Dafür gibt es eine Reihe von 
Gründen: die weiterhin eher 
knappen Finanzen, hohe Zin-
sen, der teils sehr beträchtliche 
Entschuldungsbedarf und die 
nur langsam weichende Verun-
sicherung bei Verbrauchern 
und Unternehmern. Zudem 
lässt die hohe Arbeitslosigkeit 
vielen Konsumenten kaum fi-
nanziellen Spielraum. Und die 
Firmen werden erst dann wie-
der kräftig investieren, wenn 
ihre Kapazitäten besser ausge-
lastet sind. 

Geringe Staatsnachfrage. 
Bis auf Ungarn hatten im Jahr 
2007 alle EU-Osteuropäer die 
Kriterien des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts noch erfüllt. 
Ihr Staatsdefizit betrug vor der 
Krise also maximal 3 Prozent 
der Wirtschaftsleistung, und 
der öffentliche Schuldenstand 
belief sich zumeist auf sehr viel 
weniger als 60 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts. 

Diese guten Zahlen konn-
ten die Regierungen in der 

Krise nicht halten: Sie hatten höhere 
Arbeitslosengeld-Ausgaben und nied-
rigere Steuereinnahmen. Mit Konjunk-
turpaketen versuchten sie, die Wachs-
tumseinbrüche abzufedern. Der Preis 
dafür: höhere Ausgaben, also auch stei-
gende öffentliche Defizite und Schul-
denstände. Daher müssen die meisten 
Regierungen der neuen EU-Länder 
künftig kräftig sparen. Langfristig 
kommt das der Konjunktur meist zugu-
te, auf kurze Sicht gehen der Wirtschaft 
jedoch Impulse durch staatliche Ausga-
ben verloren.

2010: Prognose
Quellen: Eurostat, Europäische Kommission
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Neue EU-Länder: Tiefe Einbrüche
Veränderung des realen Bruttoinlandsprodukts gegenüber
dem Vorjahr in Prozent
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200 Jahre Wiesn-Wahnsinn
Volksfeste
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Volksfeste sind Besuchermagnete: 
Jahr für Jahr pilgern zwischen Ham-
burg, Düsseldorf und München Milli-
onen von Menschen auf Jahrmärkte, 
Schützenfeste und Kirchweihen. Das 
bekannteste und größte Volksfest, das 
Münchner Oktoberfest, feiert in die-
sem Jahr sein 200. Jubiläum und wird 
zwischen dem 18. September und dem 
4. Oktober wohl so viele Gäste anlo-
cken wie noch nie zuvor. 

Erst die Bratwürste und eine Tüte 
gebrannte Mandeln, dann ab auf die 
Achterbahn: Rund 178 Millionen Besu-
cher verlustierten sich im vergangenen 
Jahr auf heimischen Volksfesten. Der 
Deutsche Schaustellerbund verzeichnete 
für 2009 rund 12.250 Feste, Jahrmärkte 
und Kirmesveranstaltungen. Dabei wa-
ren die 1.750 Weihnachtsmärkte, die in 
der Adventszeit weitere 50 Millionen 
Besucher zum Schlendern und Schlem-
men anlockten, noch nicht mitgezählt. 

Ihre Lust am Feiern haben sich die 
Deutschen auch von der Wirtschaftskrise 
nicht vermiesen lassen. So blieben die 
von den Schaustellern befürchteten Um-
satzeinbrüche aus. Auch für die laufende 
Saison rechnet die Branche mit stabilen 
Umsätzen. Wo das meiste Geld für Bier 
und Backfisch, Krimskrams und Karus-
sellfahrten ausgegeben wird, zeigt ein 
Blick auf die Top Ten der Attraktionen 
(Grafik):

Das mit Abstand größte Volksfest ist 
die Münchner Wiesn, die alljährlich 
etwa sechs Millionen Besucher in die 
bayerische Hauptstadt lockt. Diese be-
scheren der Stadt durch Übernach-
tungen, Restaurantbesuche, Einkäufe 
sowie die Ausgaben auf dem Oktober-
fest selbst einen Umsatz von rund  
830 Millionen Euro.

Für diesen Herbst rechnet das Münch-
ner Tourismusamt sogar noch mit ein 
paar Hunderttausend Gästen mehr, denn 
das Oktoberfest feiert sein 200-jähriges 
Bestehen. Dafür hat die Stadt München 
für die Zeit vom 18. September bis zum 
4. Oktober mit 35 Hek tar eine besonders 
große Fläche auf der Theresienwiese 
bereitgestellt. Zudem kündigen noch 
eini ge andere Begleiterscheinungen das 
Jubiläumsspektakel an: Das Angebot 
reicht von einer Sonderbriefmarke über 
eine Oktoberfest-Edition des Spiele-
Klassikers Monopoly bis hin zu Ausstel-
lungen („Das Oktoberfest 1810 – 2010“) 
und Büchern („Wiesn-Wahnsinn“). 

Der Begriff Wiesn-Wahnsinn ist gar 
nicht so abwegig, wenn man sich ein paar 
Fakten des Münchner Volksfests vor Au-
gen hält: So tranken die 5,7 Millionen 
Besucher im vergangenen Jahr 6,6 Mil-
lionen Maß Bier, sie verzehrten knapp 

490.000 Brathendl und mehr als 50.000 
Schweinshaxen. Zurück blieb ein gigan-
tischer Müllberg – nämlich 720 Tonnen 
Restmüll, 341 Tonnen Speisereste und 
Knochen sowie 51 Tonnen Altpapier. 
Hinzu kamen 4.300 Fundsachen wie 
Kleidungsstücke (1.300), Ausweise (790) 
sowie Kreditkarten und Geldbeutel (440). 
Auch manch Kurioses landete im Wiesn-
Fundbüro: ein Zwergpinscher, ein Bud-
delschiff, ein Toaster sowie eine Angel.

In den meisten Fällen müssen die 
Besitzer nur eine relativ kurze Wegstre-
cke zurücklegen, um ihr Eigentum wie-
der in Empfang zu nehmen. Denn das 
Münchner Oktoberfest, das auf ein Pfer-
derennen vor den Stadtmauern Mün-
chens anlässlich der Hochzeit von Kron-
prinz Ludwig und Prinzessin Therese im 
Jahr 1810 zurückgeht, zieht nach wie vor 
hauptsächlich bayerische Gäste an: Mehr 
als zwei Drittel der Wiesn-Besucher sind 
im Freistaat beheimatet; nur 9 Prozent 
reisen aus den übrigen deutschen Bun-
desländern zum Feiern in die bayerische 
Landeshauptstadt. Knapp jeder fünfte 
Gast kommt dagegen aus dem Ausland. 
Besonders beliebt ist das Oktoberfest bei 
den Italienern, den Amerikanern und den 
Engländern, die zusammen fast die Hälf-
te des internationalen Publikums stellen.

Quellen: Deutscher Schaustellerverbund, Veranstalter
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Volksfeste: Gaudi für Millionen
Besucher der zehn größten deutschen Volksfeste 2009 in Millionen

Münchner
Oktoberfest

5,7

Cranger Kirmes
in Herne

4,3

Düsseldorfer
Rheinkirmes

4,2

Bremer
Freimarkt

4,0

Cannstadter
Volksfest in Stuttgart

4,0

Hamburger
Sommerdom

4,0

Nürnberger
Frühlingsfest

2,0

 Michaeliskirch-
weih in Fürth

1,2

Schützenfest
Hannover

1,5

Kramermarkt
in Oldenburg

1,5


